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Abwicklungsvertrag

zwischen:
…………...................
und:

.................................
Das zwischen den Parteien bestehende Arbeitsverhältnis endet aufgrund ordentlicher, arbeitgeberseitiger Kündigung vom dd.mm.yyyy unter Einhaltung der tariflichen, vertraglichen und gesetzlichen Kündigungsfrist
 mit Ablauf des dd.mm.yyyy aus betriebsbedingten
 / krankheitsbedingten
 Gründen.
Zur Abwicklung des Arbeitsverhältnisses und zur Milderung der sich aus der Beendigung ergebenden Härten vereinbaren die Parteien:

1.1
Die Firma verpflichtet sich, an den Mitarbeiter bei seinem Ausscheiden infolge dieser Vereinbarung eine Abfindung in entsprechender Anwendung der §§ 9,10 KSchG in Höhe von .......................................... Euro; (in Worten ...................................................................................) brutto zu bezahlen.

1.2
Die Abfindung wird am dd.mm.yyyy (alternativ: mit der nächsten Abrechnung nach dem Ausscheiden / mit der Schlussabrechnung) ausbezahlt. Anfallende Steuern und Sozialabgaben gehen zu Lasten des Mitarbeiters.

(evtl.: Der Anspruch auf die Abfindung ist bereits jetzt entstanden und vererblich. Soweit den Hinterbliebenen im Falle des Todes einzel- oder kollektivrechtliche Hinterbliebenenleistungen zustehen, werden diese auf die Abfindungszahlung angerechnet.)

1.3 
Evtl
: Dem Mitarbeiter bleibt vorbehalten, das Arbeitsverhältnis jederzeit / erstmals zum dd.mm.yyyy vorzeitig durch schriftliche Erklärung unter Einhaltung einer Ankündigungsfrist von xx Wochen/Monaten zu beenden. Der Anspruch auf die Abfindung bleibt in diesem Fall bestehen. (Evtl.: Die Abfindung erhöht sich für jeden vollen Kalendermonat des vorzeitigen Ausscheidens um xxxx Euro.)

2.
Eventuell noch bestehender Resturlaub
 ist vor dem Ausscheiden in Absprache mit den Vorgesetzten zu nehmen. Die Firma ist berechtigt, den Mitarbeiter bezahlt von der Arbeit freizustellen. Eine solche Freistellung erfolgt unter Anrechnung auf restliche Urlaubs- und Freizeitansprüche
. (Alternativ: Der Mitarbeiter wird zur Abgeltung seiner restlichen Urlaubsansprüche in der Zeit vom dd.mm.yyyy bis dd.mm.yyyy unwiderruflich und im Übrigen nach Verbrauch des restlichen Urlaubsanspruchs widerruflich unter Anrechnung auf noch bestehende Freizeitansprüche freigestellt.) Eine andere Erwerbstätigkeit darf während der Freistellung nur mit Zustimmung der Firma ausgeübt werden, wobei auch im Fall der Zustimmung erzieltes Entgelt auf die von der Firma geschuldete Vergütung angerechnet wird.

3. Der Abschluss dieser Vereinbarung kann zu sozialversicherungsrechtlichen Nachteilen, insbesondere im Hinblick auf den Bezug von Arbeitslosengeld (z. B. Ruhen des Anspruchs, Verhängung einer Sperrfrist, Abfindungsanrechnung) führen. Diese Nachteile sind mit der Abfindung abgegolten. Im Übrigen hat die Firma insoweit keine Zusagen abgegeben, sondern den Mitarbeiter auf eine Beratung durch die Sozialversicherungsträger verwiesen.

Nach § 38 Abs. 1 SGB III ist der Mitarbeiter verpflichtet, sich spätestens 3 Monate vor der Beendigung des Arbeitsverhältnisses persönlich bei der Agentur für Arbeit arbeitsuchend zu melden. Eine Verletzung dieser Pflicht kann zum Eintritt einer Sperrzeit führen. Liegen zwischen der Kenntnis des Beendigungszeitpunktes und der Beendigung des Arbeitsverhältnisses weniger als 3 Monate, hat die Meldung innerhalb von 3 Tagen nach Kenntnis des Beendigungszeitpunktes zu erfolgen. 

Der Arbeitnehmer wird für die Arbeitslosmeldung oder eine Stellensuche, soweit dies nur während der Arbeitzeit möglich ist, bei Vorlage entsprechender Bescheinigungen für insgesamt bis zu zwei Tagen bezahlt freigestellt.

4.
Der Mitarbeiter verpflichtet sich, zum Zeitpunkt einer eventuellen Freistellung, spätestens zum Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Unternehmen, alle Unterlagen (einschließlich Fotokopien) und Gegenstände wie Schlüssel, Handy, Laptop, die im Eigentum oder zur Verfügung der Firma stehen, an die Firma am Firmensitz in … zurückzugeben. 


Der Mitarbeiter verpflichtet sich, geschäftliche Dateien auf privaten Datenträgern zu löschen sowie der Firma sämtliche Passwörter für geschützte Dateien mitzuteilen und zu versichern, dass er dieser Verpflichtungen nachgekommen ist. Daneben ist der Mitarbeiter verpflichtet, private E-Mails, Daten und Dokumente, aus den dem Mitarbeiter zugeordneten Postfächern und Speicherplätzen unverzüglich zu löschen. Spätestens erfolgt die Löschung … Tage nach Unterzeichnung dieses Vertrages. Der Mitarbeiter bestätigt, dass die verbleibenden Dokumente und Daten rein dienstlichen Charakter haben. Der Mitarbeiter erklärt sein Einverständnis, dass diese Dokumente und Daten vom Arbeitgeber genutzt werden. 


Der Mitarbeiter verpflichtet sich weiter, auch nach seinem Ausscheiden über Betriebs- und Geschäfts​geheimnisse sowie andere ihm bekanntgewordene vertraulichen betrieblichen Angelegenheiten (ggf.: einschließlich der Höhe der Abfindung) Stillschweigen zu bewahren.


Bei einem Verstoß gegen die vorstehenden Bestimmungen verpflichtet sich der Mitarbeiter – vorbehaltlich eines weitergehenden Schadensersatzanspruchs – zur Zahlung einer Vertragsstrafe in Höhe von 3 Monatsgehältern.

5.
(Regelung zur Weiterführung der betrieblichen Altersversorgung
 / Rückgabe einer Werkswohnung / Rückzahlung Arbeitgeberdarlehen/ Umzugs- oder Fortbildungskosten o. ä.)

6.
Ein evtl. bestehendes nachvertragliches Wettbewerbsverbot wird entschädigungslos aufgehoben. (evtl.: Das nachvertragliche Wettbewerbsverbot vom dd.mm.yyyy bleibt bis zum dd.mm.yyyy aufrechterhalten
).

7.
(Bei Überlassung eines Dienstfahrzeugs:) Das dem Mitarbeiter überlassene Dienstfahrzeug ist mit Beendigung der aktiven Tätigkeit/am xx.xx.xxxx am Sitz des Arbeitgebers zurückzugeben.

8.
Die Firma erteilt dem Mitarbeiter ein wohlwollendes, qualifiziertes Zwischenzeugnis und bei der Beendigung ein entsprechendes Endzeugnis.

9.
Bis zu dem Ausscheiden erhält der Mitarbeiter seine laufende monatliche Vergütung in Höhe von xxxx Euro.

Ansonsten sind mit Erfüllung dieser Vereinbarung sämtliche gegenseitigen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis und aus Anlass seiner Beendigung – gleich aus welchem Rechtsgrund und bekannt oder unbekannt – abgegolten und erledigt. 

Ausgenommen sind die unverzichtbaren Ansprüche auf betriebliche Altersversorgung, über deren Höhe eine getrennte Mitteilung erfolgt.

Ausgenommen im Übrigen sind Ansprüche auf den gesetzlichen Mindestlohn.

Der Mitarbeiter verzichtet auf eventuell entstandene Ansprüche auf Nachteilsausgleich. 

10.
Der Mitarbeiter bestätigt, diese Aufhebungsvereinbarung nach ausreichender Bedenkzeit unterschrieben zu haben. Der Mitarbeiter verzichtet ausdrücklich auf die Möglichkeit eines Widerrufes sowie auf Hinweise des Arbeitgebers auf mögliche arbeits-, steuer- sowie sozialversicherungsrechtliche Konsequenzen aus diesem Aufhebungsvertrag.
Ort, Datum: 

Firma 

Mitarbeiter

Ergänzende Hinweise:

In dem Vertragsmuster wird eine Reihe von Problempunkten angesprochen. Dennoch ist eine individuelle Beratung sinnvoll, gerade auch um die verschiedenen Alternativen aufeinander abzustimmen.

Der Abschluss eines Aufhebungsvertrags (ohne vorangegangene Kündigung), aber auch eines Abwicklungsvertrags (Vereinbarung zur Regelung der sich nach Ausspruch der Kündigung ergebenden Rechtsfragen) führt unter Umständen im Hinblick auf den Arbeitslosengeldbezug unter dem Gesichtspunkt der selbstverschuldeten Arbeitslosigkeit zu Schwierigkeiten, die auch durch die Formulierung „zur Vermeidung einer arbeitgeberseitigen Kündigung“ nicht immer vermieden werden. Die Rechtslage unterliegt einem ständigen Wandel und wird von den einzelnen Arbeitsagenturen unterschiedlich ausgelegt. Der Arbeitnehmer ist daher auf die Einholung von Rechtsrat, z. B. Auskunft durch die Sozialversicherungsträger, zu verweisen. Auch für den Arbeitgeber ist die Einholung von Rechtsrat (z. B. Arbeitgeberverband) im Hinblick auf negative Rechtsfolgen unerlässlich. Die nachfolgenden Hinweise können nur unverbindliche Anhaltspunkte für ein Gespräch mit dem Rechtsberater sein.

Bei Nichteinhaltung der Kündigungsfrist oder, wenn der Mitarbeiter über einen besonderen Kündigungsschutz (zum Beispiel nach einem Tarifvertrag oder gesetzlichen Vorschriften als Schwerbehinderter, Betriebsrat o.ä.) verfügt, hat der Mitarbeiter i.d.R. eine Sperrzeit bis zu 12 Wochen ein Ruhen des Arbeitslosengeldes zu erwarten. Die Bezugsdauer des Arbeitslosengelds verkürzt sich bei Verhängung einer Sperrzeit unter Anrechnung der 12 Wochen um ein Viertel, ein Teil der Abfindung wird bei Nichteinhaltung der Kündigungsfrist auf das Arbeitslosengeld angerechnet. Das gleiche gilt, wenn der Mitarbeiter aus anderen Gründen die Arbeitslosigkeit verschuldet hat.

War die ordentliche Kündigung möglich, sozial gerechtfertigt und wird die Kündigungsfrist eingehalten, wird die Abfindung nicht auf das Arbeitslosengeld angerechnet. Eine Sperrfrist wird bei einer sozial gerechtfertigten Kündi​gung (anders als „bei Abkaufen des Kündigungsschutzes“ oder sonstiger verschuldeter Arbeitslosigkeit) nicht ver​hängt. Die Beweislast für das fehlende Verschulden bei der Herbeiführung der Arbeitslosigkeit liegt aber bei dem Arbeitnehmer, nicht bei der Arbeitsagentur.

In dem Vertrag sollten nach Möglichkeit alle auftretenden Zweifelsfragen zu den noch offenen Vergütungsforderungen auch hinsichtlich Prämien und Boni geklärt werden.

Die Abfindung wird in der Regel mit der Schlussabrechung fällig. Ein Verschieben in einen späteren Veranlagungszeitraum kann aus steuerlichen Gründen sinnvoll sein. Die Vererblichkeit der Abfindung ist gesetzlich nicht zwingend, aber in der Praxis kaum noch vermeidbar. Es sollte jedoch auf die Anrechnung vertraglicher Sterbegeldregelungen geachtet werden, um eine Doppelbelastung zu vermeiden.

Eine Erklärung der „versicherungsförmigen Lösung“ hinsichtlich einer unverfallbaren Anwartschaft auf betriebliche Altersversorgung muss nicht zwingend im Aufhebungsvertrag geregelt werden. Ausreichend ist bereits eine einseitige Erklärung des Arbeitgebers bis spätestens 3 Monate nach rechtlicher Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Nach BAG-Rechtsprechung muss diese Erklärung im zeitlichen Zusammenhang mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses gegenüber Arbeitnehmer und Versicherer erfolgen; eine vorsorgliche Regelung in der Versorgungsordnung oder im Arbeitsvertrag reicht nicht aus. Wird das Wahlrecht nicht fristgemäß ausgeübt, verbleibt es bei der Quotierungslösung entsprechend § 2 Abs. 1 BetrAVG, verbunden mit einer eventuellen Nachschusshaftung des Arbeitgebers.
Eine Erklärung der Wahl der „versicherungsförmigen Lösung“ kann wie folgt aussehen:

„Die Firma überlässt dem Mitarbeiter unwiderruflich den Anspruch auf die Leistungen der Direktversicherung / Pensionskasse*:



Versicherungsunternehmen: ________________________________



Versicherungsnummer:____________________________________


Der Mitarbeiter kann diese Versicherung unter Anrechnung bereits abgelaufener Wartezeiten als Einzelversicherung gegen laufenden Betrag fortsetzen. Es gelten die Bedingungen aus der Versorgungsordnung vom dd.mm.yyyy.

Die Firma macht Ihr Wahlrecht gemäß § 2 Abs. 2 Satz 2, 3 BetrAVG (bei Pensionskasse: § 2 Abs. 3 Satz 3, § 2 Abs. 2 Satz 2, 3 BetrAVG) geltend. Danach erklärt die Firma verbindlich, die versicherungsförmige Lösung zu wählen.

Die Firma unterrichtet das Versicherungsunternehmen von dieser Übertragung.“

Diese Hinweise und die in das Muster eingearbeiteten Alternativen sind nicht vollständig. Sie sollen lediglich einige besonders häufig auftretende Fragen ansprechen und das Gespräch mit dem Rechtsberater
� Das Muster zu dem Abwicklungsvertrag, der nach Ausspruch einer Kündigung abgeschlossen wird, spricht eine Reihe, aber naturgemäß nicht alle typischerweise auftretenden Fragen an. Es muss im Hinblick auf den Einzelfall und die Abstimmung der Alternativen angepasst werden, so dass eine entsprechende Verbandberatung sinnvoll ist.


� Die Nichteinhaltung der Kündigungsfristen führt zu einem Ruhen des Arbeitslosengeldanspruchs und eventuell zu der Verhängung einer Sperrfrist.


� ggf. ergänzen: z.B. … da die Abteilung geschlossen wird und ein anderer vergleichbarer Arbeitsplatz nicht zur Verfügung steht


� ggf. ergänzen. z.B. … da der Mitarbeiter laut ärztlichem Attest keine schweren Arbeiten mehr verrichten darf und ein leidensgerechter Arbeitsplatz nicht zur Verfügung steht.


� Regelung, wenn dem Arbeitnehmer ein vorzeitiges Ausscheiden ermöglicht werden soll. Ob gleichzeitig auch noch die Abfindung erhöht werden soll, um einen Teil der ersparten Gehälter muss individuell entschieden werden.


� Im Einzelfall kann es sinnvoll sein, die Höhe des noch bestehenden Urlaubs und Zeitguthabens festzulegen.


� Eine Anrechnung auf den Urlaub ist nur möglich, wenn der Mitarbeiter für den betreffenden Zeitraum, der auf den Urlaub angerechnet werden soll, unwiderruflich (!) freigestellt wurde.


� Hat der Arbeitnehmer bei den Durchführungsformen „Direktversicherung“ oder „Pensionskasse“ eine unverfallbare Anwartschaft erworben, muss der Arbeitgeber sein Wahlrecht verbindlich ausüben und die Wahl der „versicherungsförmigen Lösung“ erklären, soweit der Arbeitnehmer den Versorgungsvertrag mit eigenen Beiträgen selbst weiterführen will. Weitere Hinweise und eine Mustererklärung befinden sich anbei in den ergänzenden Hinweisen.


� Wird ein bestehendes Wettbewerbsverbot nicht aufgehoben, kann dies – neben der zu zahlenden Karenzentschädigung - zu einer Belastung der Firma durch die Verpflichtung zur Erstattung des Arbeitslosengelds und der Sozialversicherungsbeiträge an das Arbeitsamt nach  § 148 SGB III führen. Bei einem Wettbewerbsverbot ist juristische Beratung dringend erforderlich.





*) Nichtzutreffendes bitte streichen!


